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 Berlin, 15. Juli 2026 

  

Deutsche Industrie- und Handelskammer 

Stellungnahme 

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme. 

A. Das Wichtigste in Kürze 

Die Änderung des Brennstoffemissionshandelsgesetzes (BEHG) legt den nationalen CO₂-Preis 
für das Jahr 2027 fest und schafft die Voraussetzungen für die Ausgestaltung der Versteige
rungsregeln in der Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV). Die nach dem BEHG ver
pflichteten Unternehmen sind von den vorgesehenen Neuregelungen unmittelbar betroffen. 

Aus Sicht der IHK-Organisation bietet der Emissionshandel grundsätzlich einen geeigneten 
Rahmen für die Klimaschutzanstrengungen der Wirtschaft, sofern seine Instrumente praxis
tauglich ausgestaltet und in ein international abgestimmtes Regelwerk eingebettet sind. Im 
Übergang vom nationalen Emissionshandel zum europäischen ETS 2 ist dies bislang nicht aus
reichend gewährleistet durch parallele Berichtspflichten im BEHG und ETS 2, komplexe Nach
weiserfordernisse bei der Carbon-Leakage-Kompensation sowie eine Überforderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen durch die direkte Teilnahme am Börsenhandel beziehungsweise 
die Inanspruchnahme kostenintensiver Dienstleister. Hinzu kommen erhebliche Unsicherhei
ten hinsichtlich der Preisentwicklung und der konkreten Ausgestaltung des ETS 2 ab 2028. 

Einige IHKs weisen darauf hin, dass eine ausgewogene Balance zwischen den Erfordernissen 
des Klimaschutzes und der wirtschaftlichen Belastbarkeit der Unternehmen gewahrt werden 
muss, ohne die Transformation hin zur Klimaneutralität zu verzögern. Eine Stabilisierung des 
CO₂-Preises kann zu mehr Planungssicherheit beitragen und Unternehmen entlasten. Gleich
zeitig sollten die Lenkungswirkung der CO₂-Bepreisung sowie die Investitionsanreize für klima
freundliche Technologien erhalten bleiben. 

Von zentraler Bedeutung ist dabei, dass die gewünschte Lenkungswirkung des Emissionshan
dels nur dann eintreten kann, wenn praktikable und wirtschaftlich tragfähige klimafreundliche 
Alternativen sowie die erforderliche Energie- und Versorgungsinfrastruktur verfügbar sind. 
Dies gilt insbesondere für energieintensive Branchen, beispielsweise Gießereien, denen weder 
geeigneten technologische Alternativen noch Stromanschlüsse zur Verfügung stehen. 

https://www.dihk.de
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Die Fortführung des Preiskorridors von 55 bis 65 Euro je Tonne CO₂ im Jahr 2027 trägt dazu 
bei, die Kalkulations- und Planungssicherheit für Unternehmen, insbesondere in energieinten
siven Branchen sowie im Verkehrs- und Wärmesektor, zu erhöhen. Daher unterstützt die DIHK 
die Fortführung.  

 

B. Hinweise zu einzelnen Änderungen 

Artikel 1 Nr. 4 (§ 10 BEHG) 
 
Die wesentliche Änderung des Gesetzentwurfs besteht in der Fortführung des Preiskorridors 
von 55 bis 65 Euro je Tonne CO₂ im Jahr 2027. Dies entspricht einer Empfehlung der DIHK und 
trägt zur Erhöhung der Planungs- und Investitionssicherheit für die betroffenen Unternehmen 
bei. 

Grundsätzlich sollte der Übergang vom nationalen Brennstoffemissionshandel in das europäi
sche Emissionshandelssystem ETS 2 möglichst effizient, rechtssicher und ohne zusätzliche Be
lastungen für die Wirtschaft erfolgen. Positiv zu bewerten sind daher die im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Vereinfachungen, die Verringerung des Erfüllungsaufwands für Unternehmen 
und Verwaltung sowie die Anpassung des BEHG an den um ein Jahr verschobenen Start des 
ETS 2. 

Die Verschiebung des ETS 2 hat bei vielen Unternehmen zu erheblicher Unsicherheit hinsicht
lich der CO₂-Preisentwicklung und der Preisgestaltung von Energie- und Lieferverträgen für das 
Jahr 2027 geführt. Vor diesem Hintergrund ist die von der Bundesregierung frühzeitig verein
barte Verlängerung der Korridorphase des BEHG um ein weiteres Jahr grundsätzlich nachvoll
ziehbar. Die Beibehaltung des Preiskorridors von 55 bis 65 Euro je Tonne CO₂ ermöglicht eine 
verlässlichere Kalkulation von Energiekosten und Investitionen. Zugleich kann dadurch ein 
sprunghafter Wechsel der CO₂-Preise zwischen 2026, 2027 und dem Start des ETS 2 vermieden 
werden. 

Gleichwohl bedeutet die Verlängerung des nationalen Preiskorridors, dass Unternehmen in 
Deutschland auch im Jahr 2027 höheren CO₂-Kosten ausgesetzt sein werden als viele europäi
sche Wettbewerber. Angesichts der weiterhin angespannten wirtschaftlichen Lage in zahlrei
chen Branchen sprechen daher auch gewichtige Argumente für eine Absenkung des Preiskorri
dors oder für eine zeitweise Aussetzung der nationalen CO₂-Bepreisung bis zum Inkrafttreten 
des ETS 2. Dabei ist jedoch abzuwägen, inwieweit eine solche Entlastung mit den klimapoliti
schen Zielen sowie dem Erfordernis einer verlässlichen und langfristig planbaren CO₂-
Bepreisung vereinbar ist. 
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Artikel 2 Nr. 6 (§ 14 BEV) 

Der Überschussmengenpreis soll auf 73 Euro und der Nachkaufmengenpreis auf 75 Euro fest
gesetzt werden. Die vorgesehenen Preiserhöhungen führen für die betroffenen Unternehmen 
zu unnötigen zusätzlichen Belastungen. Wir sprechen uns für eine Beibehaltung der bisherigen 
Preisniveaus aus. 

Artikel 3 (BEHG-Doppelbilanzierungsverordnung) 

Die Doppelbilanzierungskompensation für Anlagen, die sowohl dem EU-Emissionshandel (EU 
ETS) als auch dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) unterliegen, soll aufgehoben 
werden. Eine Kompensation wird letztmals für das Abrechnungsjahr 2027 gewährt. Zur Be
gründung verweist die Bundesregierung auf die geplante Einführung eines Nachfolgesystems 
auf europäischer Ebene. 

Der vorgesehene Wegfall der Doppelbilanzierungskompensation führt für die betroffenen Un
ternehmen zu zusätzlichen Belastungen, solange ein funktionierendes und rechtssicheres 
Nachfolgesystem noch nicht etabliert ist. Unternehmen, die sowohl vom EU ETS als auch vom 
BEHG erfasst werden, würden damit das Risiko einer doppelten CO₂-Kostenbelastung tragen, 
ohne dass hierfür ein angemessener Ausgleich vorgesehen ist. 

Aus Sicht der IHK-Organisation sollte die bestehende Kompensationsregelung daher grund
sätzlich so lange fortgeführt werden, bis eine praxistaugliche und rechtssichere Nachfolgere
gelung auf europäischer Ebene tatsächlich in Kraft getreten ist. Ein nahtloser Übergang würde 
unnötige finanzielle Belastungen vermeiden, die Wettbewerbsfähigkeit der betroffenen Unter
nehmen sichern und zugleich die Akzeptanz des Emissionshandelssystems stärken. Die Ab
schaffung der Kompensation sollte daher erst erfolgen, wenn die konkrete Ausgestaltung und 
Wirksamkeit des europäischen Nachfolgemechanismus gewährleistet sind. 

C. Ergänzende Informationen 

Ansprechpartnerin 

 

Wer wir sind: 

Unter dem Dach der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK) sind die 79 Industrie- 
und Handelskammern (IHKs) zusammengeschlossen. Auf Bundes- und Europaebene setzt sich 
die DIHK für die Interessen der gesamten gewerblichen Wirtschaft gegenüber Politik, Verwal
tung und Öffentlichkeit ein. Denn mehrere Millionen Unternehmen aus Handel, Industrie und 
Dienstleistung sind gesetzliche Mitglieder einer IHK - vom Kiosk-Besitzer bis zum Dax-Konzern. 
So sind DIHK und IHKs eine Plattform für die vielfältigen Belange der Unternehmen.  
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Diese bündeln wir in einem verfassten Verfahren auf gesetzlicher Grundlage zum Gesamtinte
resse der gewerblichen Wirtschaft und tragen so zum wirtschaftspolitischen Meinungsbil
dungsprozess bei. 

Grundlage unserer Stellungnahmen sind die wirtschaftspolitischen/europapolitischen Positio
nen und beschlossenen Positionspapiere der DIHK unter Berücksichtigung der der DIHK bis zur 
Abgabe der Stellungnahme zugegangenen Äußerungen der IHKs und ihrer Mitgliedsunterneh
men. 
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